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5. die Heranbildung und Fortbildung von Ausbildungskräf­
ten,

6. die Wiedereingliederung älterer Arbeitsuchender in das 
Berufsleben.

(2) Liegt die Teilnahme eines Antragstellers an einer Maß­
nahme überwiegend im Interesse des Betriebes, dem er ange- 
hört, so wird die Teilnahme nicht gefördert; dies gilt insbe­
sondere, wenn der Antragsteller an einer Maßnahme teil­
nimmt, die unmittelbar oder mittelbar von dem Betrieb ge­
tragen wird oder im überwiegenden Interesse des Betriebes 
liegt. Die Teilnahme wird jedoch gefördert, wenn dafür ein 
besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht.

§44
Unterhaltsgeld

(1) Teilnehmern an Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung 
mit ganztägigem Unterricht wird ein Unterhaltsgeld gewährt.

(2) Das Unterhaltsgeld beträgt
1. für einen Teilnehmer, der die Voraussetzungen des § 111 

Abs. 1 Nr. 1 erfüllt oder dessen Ehegatte, mit dem er in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, eine Erwerbstätigkeit nicht 
ausüben kann, weil er der Pflege bedarf, 73 vom Hundert,

2. für die übrigen Teilnehmer 65 vom Hundert
des um die gesetzlichen Abzüge verminderten Arbeitsentgelts 
im Sinne des § 112. Voraussetzung für das Unterhaltsgeld nach 
Satz 1 ist, daß die Teilnahme an der Bildungsmaßnahme 
notwendig ist, damit ein Antragsteller, der

1. arbeitslos ist, beruflich eingegliedert wird,
2. von Arbeitslosigkeit bedroht ist, nicht arbeitslos wird,
3. keinen beruflichen Abschluß hat, eine berufliche Quali­

fikation erwerben kann.
(2 a) Sind die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht erfüllt 

und kann von dem Antragsteller die Teilnahme an einer 
gleichwertigen Bildungsmaßnahme mit berufsbegleitendem 
Unterricht nicht erwartet werden, wird ein Unterhaltsgeld in 
Höhe von 58 vom Hundert des um die gesetzlichen Abzüge 
verminderten Arbeitsentgelts im Sinne des § 112 als Darlehen 
gewährt.

(2 b) In der Zeit bis zum 31. Dezember 1995 wird Teilneh­
mern an Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung mit Teil­
zeitunterricht,

1. die bei Beginn der Maßnahme das 25. Lebensjahr nicht 
vollendet haben, eine Teilzeitbeschäftigung von minde­
stens 12 und höchstens 24 Stunden wöchentlich ausüben 
und deren Teilnahme an der Bildungsmaßnahme zur Auf­
nahme einer Vollzeitbeschäftigung notwendig ist oder

2. die nach der Betreuung und Erziehung eines Kindes in 
das Erwerbsleben zurückkehren oder nach ihrer Rück­
kehr nicht länger als ein Jahr erwerbstätig gewesen sind 
und die Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 oder 3 
erfüllen und von denen die Teilnahme an einer Maß­
nahme mit ganztägigem Unterricht wegen der Betreuung 
aufsichtsbedürftiger Kinder oder pflegebedürftiger Per­
sonen nicht erwartet werden kann,

ein Unterhaltsgeld gewährt. Der Unterricht muß mindestens 
12 Unterrichtsstunden in der Woche umfassen. Absatz 2 Satz 1 
und Absatz 3 gelten mit der Maßgabe, daß der Bemessung des 
Unterhaltsgeldes die Hälfte des Arbeitsentgeltes im Sinne des 
§ 112 zugrunde zu legen ist. Teilnehmern, die vor dem 1. Januar 
1996 in eine Maßnahme eingetreten sind, werden die 
Leistungen nach diesem Absatz bis zum Ende der Maßnahme 
gewährt.

(3) Das Unterhaltsgeld bemißt sich
1. bei Teilnehmern, die unmittelbar vor Eintritt in die 

Bildungsmaßnahme Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen­
hilfe bezogen haben, mindestens nach dem Arbeitsentgelt, 
nach dem das Arbeitslosengeld oder die Arbeitslosenhilfe 
zuletzt bemessen worden ist,

2. bei Teilnehmern, die im Bemessungszeitraum zur Berufs­
ausbildung beschäftigt waren und die Abschlußprüfung

bestanden haben, nach einem Arbeitsentgelt in Höhe von 
75 vom Hundert des Arbeitsentgeltes nach § 112 Abs. 7, 
mindestens nach dem Arbeitsentgelt der Beschäftigung 
zur Berufsausbildung. Das gleiche gilt für Teilnehmer, 
die nach Abschluß der Berufsausbildung kein Arbeits­
entgelt im Sinne des § 112 erzielt haben,

3. wie in einem Fall des § 112 Abs. 7, wenn es unbillig hart 
wäre, von dem Arbeitsentgelt nach den Absätzen 2, 2 a 
oder 2 b auszugehen.

In den Fällen der Nummern 2 und 3 ist von dem Arbeitsent­
gelt derjenigen Beschäftigung auszugehen, für die der Teil­
nehmer zu Beginn der Maßnahme in Betracht kommt.

(4) Einkommen, das der Bezieher von Unterhaltsgeld aus 
einer neben der Teilnahme an der Maßnahme ausgeübten 
unselbständigen oder selbständigen Tätigkeit erzielt, wird 
auf das Unterhaltsgeld angerechnet, soweit es nach Abzug 
der Steuern, der Sozialversicherungsbeiträge und der Beiträge 
zur Arbeitsverwaltung 25 Deutsche Mark wöchentlich über­
steigt. Satz 1 gilt nicht, soweit das Einkommen aus einer Teil­
zeitbeschäftigung im Sinne des Absatzes 2 b Nr. 1 erzielt wird.

(5) (gegenstandslos)
(6) Bricht ein Bezieher von Unterhaltsgeld nach Absatz 2 

die Teilnahme an der Maßnahme vor deren Beendigung ohne 
wichtigen Grund ab, oder hat er dürch maßnahmewidriges 
Verhalten Anlaß für den Ausschluß aus der Maßnahme 
gegeben, ohne für sein Verhalten einen wichtigen Grund zu 
haben, so kann die Arbeitsverwaltung von ihm das gewährte 
Unterhaltsgeld insoweit zurückfordern, als ihm für die gleiche 
Zeit weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosenhilfe zuge­
standen hätte. Dies gilt nicht, wenn er nach Beratung durch 
die Arbeitsverwaltung eine Tätigkeit aufnimmt, die zu einer 
dauerhaften beruflichen Eingliederung führt.

(7) Die Vorschriften des Vierten Abschnittes über das 
Arbeitslosengeld gelten entsprechend, soweit die Besonder­
heiten des Unterhaltsgeldes nicht entgegenstehen.

§45
Umfang der Förderung

Die Arbeitsverwaltung kann nach Maßgabe der Anordnung 
des Ministers für Arbeit und Soziales ganz oder teilweise die 
notwendigen Kosten tragen, die durch die Fortbildungsmaß­
nahme unmittelbar entstehen, insbesondere Lehrgangskosten, 
Kosten für Lernmittel, Fahrkosten, Kosten der Arbeitsklei­
dung, der Kranken- und Unfallversicherung sowie Kosten der 
Unterkunft und Mehrkosten der Verpflegung, wenn die Teil­
nahme an einer Maßnahme notwendig ist, die auswärtige Un­
terbringung erfordert. Sie kann auch die Kosten für de Be­
treuung der Kinder des Teilnehmers bis zu 30 Deutsche Mark 
monatlich ganz oder teilweise tragen, wenn sie durch die Teil­
nahme an einer Maßnahme unvermeidbar entstehen und die 
Belastung durch diese Kosten für den Teilriiehmer eine imbil­
lige Härte darstellen würde. Teilnehmer, die die Vorausset­
zungen des § 44 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 2 b erfüllen, sind vor­
rangig zu berücksichtigen. Die Höhe der zu tragenden Kosten 
kann sich je nach Zugehörigkeit des Teilnehmers zu einer 
bestimmten arbeitsmarktpolitischen Zielgruppe unterscheiden. 
Die Arbeitsverwaltung soll für Teilnehmer, die die Voraus­
setzungen des § 44 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 2 b nicht erfüllen, 
die notwendigen Kosten nur teilweise tragen. Die Arbeits­
verwaltung kann bestimmen, daß bestimmte Kosten nicht 
erstattet werden und Kosten nur erstattet werden, soweit sie 
30 Deutsche Mark monatlich übersteigen. Bestimmte Kosten 
können pauschal erstattet werden. Von der Erstattung gering­
fügiger Kosten ist abzusehen.

§46
Weitere Leistungsvoraussetzungen,

Rückzahlung
(1) Die Leistungen nach § 44 Abs. 2, 2 а und 2 b sowie nach 

§ 45 werden Antragstellern gewährt, die innerhalb der letzten 
drei Jahre vor Beginn der Maßnahme mindestens zwei Jahre 
lang eine die Beitragspflicht begründende Beschäftigung aus-


